
Einkünfte M 5000 Euro
e/1e daraus 4500 Euro

zuzügiich Einkünfte F l  eltr  (800 Euro - 80 Euro) 720 Euro

Summe 5220 Euro

daraus ergibt sich Bedarf r/ 2610 Euro

abzüglich eigene Einkünfte F 1 720 Euro

ergibt Unterhalt F 1 1890 Euro

\ 8oo Nrw r 2lzoo'. Aufsätze

Rundfunkpoli t iker können einem fast schon leid tun. Nach
wie vor bleibt die Rundfunkregulierung eine der wenigen
Domänen der Länderpol i t ik, die qua verfassungsrechtl icher
Kompetenzordnung dem gesetzgeberischen Tugriff des
Bundes entzogen ist, und doch: die großen Strukturentschei-
dungen werden woanders getroffen. In Karlsruhe nämlich,
wo die Richter des BVerfG über fast fünf Jahrzehnte eine
elabori erte Rechtsprech u n g zu r Ru ndf u nkf rei heit entworfen
haben, die den Ländern nahezu al le rundfunkpoli t ischen
Leitentscheidungen abgenommen hat. Rundfunkurtei le des
Gerichts werden daher stets mit Spannung erwartet. Denn
wenn ein rundfunkrechtl icher Streit fal l  schon einmal bis
zum BVerfG vordringt, lässt sich fast mit Sicherheit voraus-
sagen, das anstehende Urteil werde jenseits des konkreten
Falls auch Ausführungen zur Rundfunkordnung insgesamt
enthalten.

L Einleitung

Am 11.9.2007 hat sich an al l  dem nichts geändert.  Das
BVerfG hat die Frage entschieden, ob die Bundesländer die
Rundfunkgebühr abweichend vom Vorschlag der Kommis-
sion zur Überprüfung und Ermittlung des Finanzbedarfs
der Rundfunkanstalten (KEF) festsetzen dürfenl. Eine Frage
gerade auch über medienpolitische Macht der Länder, die
mit ihrem Vorstoß nichts anderes versucht hatten, als den
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten gebührenpoliti-
sche Daumenschrauben anzulegen. Die nüirtschaftslage sei
angespannt und der private Rundfunk in Deutschland in
seiner !üettbewerbsfähigkeit gefährdet, führten die Länder
zur Begründung an, als sie im O.ktober 2004 den 8. Rund-
funkänderungsstaatsvertrag (RAndStV) unterzeichneten,
der in Art. 6 Nr. 4 lediglich eine Erhöhung der Rundfunk-
gebühren um 0,88 Euro zum 1'. 4. 2005 auf insgesamt
17,03 Euro vorsah2. Dagegen belief sich die Erhöhung der
Rundfunkgebühr, wie sie die KEF noch in ihrem Bericht
vom Januar 2004 vorgeschlagen hatte, auf. 1,09 Euro zum
1 .  1 . 2 0 0 5 .

Das BVerfG hat den Vorstoß der Länder im Gebührenstreit 8
zunichte gemacht und geurteilt, die Zustimmungsgesetze
und Zustimmungsbeschlüsse der Länder zu Art. 6 Nr. 4 des 9

Gou nalakisAffege, Karlsruher Gebü hrenurtei I

M verbleiben 2070 Euro; auf F 1 und F 2 verteilen sich
2930 Euro (1890 Euro + 1040 Euro).

2. Schritt: Ausgleich zwischen F 1 und F 2:

F 1 und F 2 verfigen über gleich hohe Einkünfte. Die Vertei-
lungssumme steht somit beiden Unterhaltsberechtigten je

hälftig zu. F 1 und F 2 erhahen je 1465 Euro Unterhalt. I

8. RAndStV seien mit der Rundfunkfreiheit aus Art. 5 | 2
GG unvereinbar3. Dabei hielt die Entscheidung in der Sache
wenig Überraschendes bereit.'Weder im Ergebnis noch in der
Herleitung. Die Richter konnten mühelos auf die Grundsätze
des Gebührenurteils aus dem Jahr L9944 zurückgreifen. So
müsse das Gebührenfestsetzungsverfahren dem Gebot der
Programmneutralität entsprechens. Auch dürfe es insgesamt
nicht zu medienpolitischen Zwecken, insbesondere solchen
der Programmlenkung missbraucht werdens. Medienpolitik
und Gebührenfestsetzung unterlägen einem verfassungs-
rechtlichen TrennungsgebotT. Da ferner Programmentschei-
dungen finanzielle Voraussetzungen hätten und umgekehrt
Finanzentscheidungen programmliche Konsequenzen nach
sich zögen8, erteilte das Gericht auch dem bestehenden drei-
stufigen kooperativen Verfahren zur Festsetzung der Rund-
funkgebühren gem. $$ 1-7 Rundfunkfinanzierungsstaatsver-
trag (RFinStV) seinen ausdrücklichen Segene.

So bleibt es beim bestehenden Procedere: Haben die Anstal-
ten in der ersten Verfahrensstufe ihren Finanzbedarf gem.
g 1 RFinStV angemeldet, überprüft die KEF auf der zweiten
Verfahrensstufe gem. $ 3 I RFinStV ob die Programment-
scheidungen der Anstalten im Rahmen ihres Funktionsauf-
trags liegen und ob der daraus abgeleitete und angemeldete
Finanzbedarf im Einklang mit den Grundsätzen von \7irt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit ermittelt worden ist. Der von

Der Autor Gounalakis ist Professor für Bürgerliches Recht, Inter-
nationales Privatrecht, Rechtsvergleichung und Medienrecht, Direktor
des Instituts für Rechtsvergleichung sowie der Forschungsstelle für
Medienrecht und Medienwirtschaft an der Philipps-Universität in
Marburg. Der Autor 

'Wege 
ist dort wissenschaftlicher Mitarbeiter.

BVerlG; NVwz 20a7, L287 = NJ\r 2008, 838 L - Rundfunkgebüh-
ren II (unter Nr. 3 in diesem Heft).
Vgl. etwa Landtag von Baden-!üürttemberg, Dr 1313784, S. 25 ff.
BVerfG, NVwZ 2007,1287 Rdnr. 113,
BVerfGE 90, 60 = NJW 1.994,1942 - Rundfunkgebühren I.
BVeifG,NVwZ 2007,1287 Rdnr. 131; BVerfGE90,60 (93f.) =NJIüü
1,994,1.942.
BYerfG, NVwZ 2007,1.287 Rdnr. 131; BVerfGE 90,60 (93 f.) = NJ'$ü
1994,1942.
BVerfG, NVwZ 2007,7287 Rdnr. 130; BVerfGE 90,60 (93ff.) =
NJXü 1994, 1942.
BVerfG, NVwZ 2007,1287 Rdnr.
1,994.1942.

Professor Dr.  Georgios Gounalakis und Christoph Wege, Marburg

öffentlich-rechtlicher Rundfunk hat seinen Preis*

Das Karlsruher Gebührenurteil vom 11. 9. 2AO7

130; BVerfGE 90, 60 (102) = NJ\ü

daraus e/16 2799 Euro

zuzüglich Einkünfte F 2elrc 720 Eurc'

Summe 3519 Euro

Bedar f  F  21 lz 1760 Euro

abzüglich eigene Einkünfte F 2 720 Euro

ergibt Unterhait F 2 1040 Euro

Anspruch F 2:

Einkünfte M 5000 Euro

abzüglich Unterhalt fur F 1 1890 Euro

verbleiben 3110 Euro

BVerfG, NVwZ 2007,1287 Rdnrn. L44 f.
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cler KEF unter Beteiligung der Rundfunkanstalten und der
Rundfunkkommission-dei Länder ermittelte Gebührenvor-
schlag dient dann als Grundlage. für die abschließende Ge-
bühränfestsetzung durch die Bundesländer.

Mit der grundsätzlichen Verbindlichkeit des Gebührenvor-
schlags där KEF meint es das BVerfG ernst. AbweichuL*en
der Länder seien nur dann mit der Rundfunkfreiheit in Ein-

klang zu bringen, wenn die_ Sicherung. des Informations-
,ug"äg, oder d"ie Ang.-.rsenheit der Belastung-der Gebüh-
r.ärfl.t insgesamt 1uf dem Spiel stehenlo. Unter diesen
Voraussetzun[en waren die Länäer mit ihrer abweichenden
Gebührenfestöetzung strategisch gar nicht mal schlecht-posi-
tioniert. Die allgerieine Wirtsc[aftslage und dadurch be-
Jingr. finanzieilJ Einschränkungen der Bürger sind allemal
berächtigte Abweichungsgründel.t. Der Argumentation der

Länder i',rar allerdings nicht eindeutig zu entnehmen gewe-

sen, dass es im wesentlichen dieser Abweichungsgrund war,

auf'den sie sich stütztent2 . Zu irritterend war der unzulässig-e
V.r*.ir auf allgemeine medienpolitische Erwägungen13.
Und zu wenig naähprüfbar war die Begründung der Länder,
die allgemein-e Wirischaftslage müsse g.en1u zu jener abwei-
chendJn Gebührenfestsetzung führen1a. Dieser Auffas-sung
von sieben der acht Richter des Ersten Senats des BVerfG rst

aus verfassungsrechtlicher Sicht nichts hinzuzufügen. Prob-
lemlos lässt sG sich aus dem abwehrrechtlichen Gehalt der
Rundfunkfreiheit aus Art. 5I2 GG ableiten. Dennoch kann
es mit der Besprechung des Urteils hier noch nicht sein
Bewenden haben.

Denn dem B verfG ging es nicht allein um die konkrete
Verfassungsfrage, rond.in einmal mehr ums Ganze, in die-
sem Fall ü* di. Rolle des öffentlich-rechtlichen Rundfunks
im dualen Rundfunksystem. Weshalb sonst stellt das Gericht
seinen sachentscheidenden Erwägungen allgemeine Ausfüh-
rungen zur Ausgestaltung der Rundfunkfreiheit und zur Be-

,rrridr- und Eniwicklungsgarantie des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks voran? Ausfühiungen, derer es zur Entscheidung
des Gebührenstreits gar nicht bedurft hätte. Spätestens,
wenn als Ergebnis diöses rundfunkrechtlichen Auftakts zu

lesen ist, die inforderungen an die Ausgestaltungsbedürftig-
keit dei Rundfunkfreiheit hätten sich auch angesichts der

aktuellen Entwicklungen von Kommunikationstechnologiel
und Medienmärkten ii.ht überholt1s, bleibt kein Zweifel:
Das BVerfG schaltet sich in die medienpolitische Kontro-
verse um die Rolle des öffentlich-rechtlichen Rundfunks im
dualen RundfunksYstem ein.

ll. Medienpolitische Tragweite des Gebührenurteils -

Der Gebührenstreit

Das Gericht ist sich der medienpolitischen Tragweite seiner
Entscheidung bewusst. Das ist nicht weiter verwunderlich,
war doch d-ie medienpolitische Induktion des Gebühren-
streits insgesamt nicht- zu verkennen. Es wiederholen sich
Argumentätionsroutinen, wie sie sich auch im Vorfeld des
.rri.n Gebührenurteils herausgebildet haben. Dort vernahm
man aus den Lagern des politiichen Systems, der öffentlich-
rechtliche Rundfunk dürfe sich nicht zum Staat im Staate
auswachsen und mit seinen ausufernden Gebührenforderun-
gen den privaten Rundfunk erst gar nicht emporkommen
1assen16.

1. Gebührenstreit auf nationaler Ebene

Ahnliche Klänge derselben Tonart gab es nun von der Lan-
despolitik ro.t im aufkeimenden Gebührenstreit zu hören.

,,Mehr Wettbewerb wagen! - Medien zwischen Markt und

Sraat" lautete das Thema der Rede des damaligen nord-

itt.in-*.rtfälischen Ministerpräsidenten Peer Steinbrück im

Frühjahr 200317. Darin forderte er mehr 
'sfettbewerb zwi-

,.hen öffentlich-rechtlichen und privaten Rundfunkver-
anstaltern, diagnostizierte Letzteren die,,schwerste wirt-

schaftlichä ftiti der Nachkriegszeit" und hielt es schließlich
für nicht sinnvoll, die Gebühren für den öffentlich-recht-
lichen Rundfunk vor dem 1. 1. 2007 zu erhöhen. Bereits

hier zeichnete siöh ab, dass die 2004 anstehende Gebühren-

.tfrö[mg das Festsetzungsverfahren nicht ohne politischen
'Widerstäd 

durchlaufen ir'ürdb. Denn in der Tat hatten die

priuri.n Sender massive Einbrüche ihrer \Terbeeinnahmen
irinnehmen müssen, während die öffentlich-rechtlichen sen-

der - die ARD hätte gerade die Erstsenderechte an der

Fußball-Bundesliga zurückerobert aus dem Vollen ztt

t.fitipi." schienä. Eine politische Gebührendebatte ließ

sich in einer Zeit wirtschafilicher Rezession und sozialpoliti-
scher Umbrüche letztlich auch deshalb nicht vermeiden,
;;l nrnJfuntgebührenerhöhungen in den'Augen der Of-

fentlichkeit als" politisch verantwortete Steuererhöhungen
wahrgenommen r,verden.

Bei einer bloßen Debatte des Gebührenthemas sollte es aller-

dings nicht bleiben. Vielmehr stand plolzlichlr.otz des ersten

Geüi.ihrenurteils des BVerfG eine neüerliche Politisierung.des
Gebührenfestsetzungsverfahrens auf der landesväterlichen
Agenda. Zur vorbäreitung- eiler Ministerpräsidentenkon-
fe"renz im November 2003 fand Steinbrück in den Minister-
oräsidenten der Länder Sachsen und Bayern, Georg Milbradt
ind, Edmund Stoiber, Mitstreiter für seine Position. Gemein-

sam verfassten sie unter der Überschrift ,,Rundfunkstruktur-
reform" ein Konzeptpapier, das Strukturreformen' vor allem
"ü* iprrmaßnahÄ* ?tir den öffentlich-rechtlichen Rund-
f"nk äthieltl8: Das Papier sah zunächst Einsparungen in

Organisation und Verwaltung der Anstalten vor. Stellen-

abüau war davon ebenso u*fatrt wie eine Absenkung__des
Gehälterniveaus. Die Kulturkanäle Arte und 3Sat sollten

zusammengelegt, die Zahl der Hörfunkprogramme_ einge-

schränkt o""a äiä digitalen Spartenkanäle der Anstalten ge-

r,ri.tr.n 'w,erden. De-r Programmauftrag sei insgesamt kon-

kr.t.r zu definieren, einei weiteren Ausdehnung der Pro-

grammangebote entg€genzuwirken. P*1o gehöre auch, neue

Frogrr--angebore 
-künftig 

nur noch im Austausch gegen

alte einzuführen.

Auf der Grundlage dieses Maßnahmenkatalogs sollte die KEF ihren

C.U,ilo.nuorschia"g neu berechnen. Beabsichtigl war also keine verfas-

,ungrg.rl.hili.h. ftonfrontation, sondern eine Einigung mit den An-

ri.fi.i, die der KEF neuerliche, modifizierte Bedarfsanmeidungen vor-

legen sollten. Hätte sich diese Strategie als erfolgreich erwiesen, wären

di? Land., in ihrem Einfluss auf die Anstalten gestärkt aus. dem Streit

h;;;;grngen und hätten sich in späteren Gebührenverfahren präiu-

dizielle"dff.ft. ,u Nutze machen können. Doch diese rechtlich nicht

institutionalisierte, faktische Politisierung d9: Gebührenverfahrens

,tieß zumindest bei den Anstalten der ARD auf heftigen \Tiderstandle'

Sie lehnten eine Kooperation ab und hofften offensichtlich darauf, der

10 BVerfG, NVwZ 2007,1"287 Rdnrn' 147 ff'; BVerfGE 90, 60 (104) =

NJlür1994,1942.
11 BVerfG, NVwZ 2007,1'287 Rdnr' 165'
t2 nveifG,NVwZ 2A07, 128-7 Rdnr. 165.
13 BYerfG,NVwZ 2007, 7287,Rdnrn' l9lff'
14 nVerfC,NVwZ 2007, 1'287 RdY.f?6^'
ii bvr;;fö" xv*z iooi,1287 = NIW 2008, 838 Ls. 1 (unter Nr. 3 in

diesem Heft).
76 Vel. den Värw, auf ein anonymes. Papier de-1 Cp^tl-^lraktion Baden-

lrr'1"ääu.ö"La'fuiitr, nundfunkn,'3. Aufi. (2003), S' 184 Fußn'

324.
77 Abeedr. in epd-medien4412003, S' 31ff'
18 Abäedr. in e^pd-medien8912003, S. 23 f'
i; biln";;;i. Äü[, ä.' a"*rf folgänden Gebührenstreits findet sich m. w.

N;.h;. 6ei Meier, in: Arbeitspäpiere des Instituts für Rund{unkökono-
mie an der Universität zu Köln, iFt' ß7, April 2005, S' 29lf '



l
-/ Tt.: den Ländern erforderliche Konsens über die Re.formvorschläge Kalkül - die Länder wollten ihre ohnehin scl
J / 9:: f:trtotpapiers 

werdg sich nicht einstellen. Tatsächlich war unter gerichtlich beschnittenen Kompetenzen nicl

// [ät,#ä}$ffifl.}#Jlilä:l,ä{iitllhi,-,r;lTl",T'jiJj 3:t"'.r:t*li'rnffi:*;ä:r*t-"r
T die Lager längst nicht mehr gespalten in CDU-regieite Länder, die den renstreit vor der Kommirssion nicht gende zr

I offentfch-recf,tlichen Rundfink einst einstimmi{fur zu linksiasrig be- keit der vorgetragenen Sachargumente beitr
i, fSnden, und SPD-regierte Länder, die im öffentlich-rechtlichen Rund- es gelungen, den Gebührenstreit beizulegen,

funk das Gegengewicht _zur priv_arwirtschaftlich beherrschten Presse man sich na6h heftigen Auseinandersetzungen überras<
sahen. Doch die Kardinalfrag.e,o_b Rundfunk einer starken ordnungs- auf einen Komproniiss geeinigtzz. Danaclistehen nun

i,:1iä'i:::,y.Tl;::ffiffjrj;;3,ffi:,ä'* a;i:l'5#a:tm. ::g,lp:i'**T11".,. J.iorÄ'ri.r'-'.chtrichen r
renerhöhung. Eine Frage, die freilich durch standortpolitische R;;;; ferechtlich vorerst nicht me.hr in. Frage. Das allerding
litätserwägringen miteitschieden wird: Bundesländer *i. .r*. g;y.* den Preis der Implementation eines so genannten Pr
oder Norärhän-nüestfalen sind mit ihren starken Ansiedlungen pri- value-Tests in den Rundfunkstaatsvertrag. Der Test so
vater Medienunternehmen zwangsläufig stärker marktliberal disposi- drei Stufen bestehen und gewährleisten, dass die Progl
tioniert. angebote auf ihren gesellschaftlichen Nutzen hin über
I \  t t  t l  " l  I  lDas Karkür der ARD-Anstalten ging. trotz dieser etrlklur;1' ffif3; ?:l 

t*i:?ä;;�J,jj;,1.ä'fnliltäT'ä 
äffi:t;

divergierenden Prafercnzen nicht auf. 
'Wenn 

sich die !ä1der S-ruä"o" den Anstaüenielbst uo"lhot.n werden. Neberl . l f .auch nicht auf einen konkreten Maßnahmenkatalog einigen n.r.ifr.frrftlichen Nurzen soll aber erstmals auch die
F^"-T::1j"^,1f[:?::1':-fotwendiBkeit 

von s"Tf,::i*_ 3;[;];'"erträglichkeit des programmangebots mit in r
formen an sich. so forderten sie die öffentlich-rechtlhf ""r,g'ä.rrellr"werden. Dazu ,öll .in. Kämmission übe
Anstalten auf, sich mit verbindlichen_Erkläryngen seJlgt i;;;?tdas projekt mit den Mitteln der Ansralten realisia n rRetormmal(nahmen aufzuerlegen. Die Verpflichtunq::1kt- iliä ob es sich nachteilig auf den Medienmarkt ausw
rungen der Anstalt-en jedoch gingen den Ländern, was kurz- *iä. bi.se zweite Verfahrensstufe sieht auch ein Ifristig wirksame sparmaßn1b-tl anbelangte, nicht-y;i' ;ü;techt für private Medienunrernehmen vor. Auf dergenug' von nun an war.der 

'weg 
für eine kooperati": 

*i.l:- i." 
"s*r. 

ist schließlich "o.h- .ir prüirngrr..ht der L
Elng des. Gebührenstreits versperrt' Es begann dt: 

*9- ä.pr.rr, das die vereinbarkeit des proframmprojekt
I  t  F  . t  Ichern und Feilschen um Einsparpotenziale, wie sie qc!li1ß- ä.ä Sr""rrverträgen gewährleisten soll.

lich als Begründung der Länder ftir die vom Vorschlag der
KEF abwelchende 

-Gebührenfestsetzung 
angeführt *örd.n Ob auf der Grundlage des Kompromisses noch von dersind 3,Hffäri:1.tffI:*fft:ülinlT3;i.r#::

2. Gebührenstreit auf supranationaler Ebene bezweifelt werden. Der Kompromiss jedenfalls zeigt zr
men mit der nationalen politischen Debatte um die Rund-

Nun zeigt das bis hierher skizzierte Bild der politischen funkgebühren eines: Die Stellung des öffentlich-rechtl
Tragweite des Gebührenurteils allein die nationale Dimen- Rundfunks im dualen System wird von den politischer
sion. Hatte bislang die kommerzielle Konkurrenz der An- teuren mehr als je zuvor ökonomisch akzentuiert23. ö
stalten bloß auf nationaler Ebene ihre Interessen gegenüber lich-rechtlicher Rundfunk wird als marktwirtschaft
der Politik vertreten, eröffnete der Verband Privater Rund- Fremdkörper begriffen, den es in seinen Expansionsin
funk und Telemedien (VPRT) im Jahr 2003 mit seiner Be- sen im Zaum zu halten gilt. Rechtfertigungsbedürft
schwerde vor der Europäischen Kommission auch noch danach nicht mehr die Existenz pfivater Rundfunkunte
eine zweite, supranationale Arena für die Gebührenaus- men, sondern der öffentlich-rechtliche Rundfunk gerät
einandersetzung: Das Beihilfeverfahren gegen die Bundesre- poiitischen Legitimationsdruck. Nicht mehr die Funk
publik Deutschland. Innerhalb dieses Verfahrens hatte die fähigkeit des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, sonder
Kommission wissen lassen, dass sie die in Deutschland für des privaten Rundfunks gibt den Maßstab für medienl
den öffentlich-rechtlichen Rundfunk erhobenen Gebühren sche überlegungen vor.
als Beihilfe einstufe, die nur insoweit gerechtfertigt sei, als
sie-der Kompensation des öffentlich-rechtlichen Funktions- lll. Rechtlich_medienpolitische position des BVerfGauftrags diene2o. Damit war eine Diskussion angestoßen,
die bestimmte Programmformate wie Sportübertragungen Auf diese rundfunkpolitischen Umwälzungstendenzer
oder Quizshows mit hohen Gewinnsummen, aber auch nun das BVerfG in breit gefassten, allgemeinen Erörtert
digitale Zusatzkanäle und Online-Angebote der Anstalten seine Antwort. Dass mit dem Gericht ein weiterer m(
in Frage stellte. Die Kommission sah in all dem eine Über- politischer Akteur auf den Plan tritt, darf durchaus wö
kompensation des Funktionsauftrags und vermutete unzu- genommen werden. Denn auf dem Gebiet der Rund
lässige Quersubventionen kommerzieller Angebote- durch reguiierung verfügt die deutsche Verfassungsrechtspre(
Rundfunkgebühren. Sie verlangte von der Bundesrepublik über eine außerordentliche Machtballung: Sie spricht )
Deutschland das, was die Länder im nationalen Gebühren- über eine Rundfunkordnung, die sie in ihren Grund:
streit von den Anstalten verlangten: eine Eingrenzung der selbst entworfen hat. Das resultiert aus dem verfass
Programmaktivitäten auf der Grundlage eines künftig kon-
kreter zu fassenden Funktionsauftrags des öffentlich-recht- 20 Mitt. der Generaldirektion rJ7ettbewerb der EU-Kommission zur
richen Rundfunks. 

v 
1;äH?,iä:iflri**:?:$l:t,l;t3l;ä5!,'3 f;E;schrand 

r

In ihrer Reaktion auf die Brüsseler Forderungen konnte man 2L 
YSI *,tff"{:"'j:;,1pj:T:d112t2004,.s' 

a ff'-vgl' auch die Erwi'
f  .  y . .  ,  . : : , - - ' ; : : _^ - - -  ^  i i  ,  .  

' ^ - ; , " * ^ '  
de r  Bundesrepub l i k  an  d ie  Kommiss ion  v .6 .5 .2005  in :  epd- rdie Länder nun in einer Art von Rollenkonfusion erleben. tä72-0öj;S. ,1'. 

- - -

\7ährend sie sich auf nationaler Ebene gerade noch gegen 22 Offiziell'eingestellt wurde das Beihilfeverfahren am 24,4.
dieAnstaltengestelltund.siezuprogra*tilicherEnthalisam 

t;;;t1; 
des ausf. Schr. der Kommission finden sich in: epd-r

keit ermahnt hatten, erteilten sie nun auf europäisch.er. Ebene n {ei. ̂ tte. Stoch,in: Arbeitspapiere des Instituts für Rundfunkökc
derselben Ermahnung eine Absage21. Aus machtpolitischem an-detüniversiiatzuKöln,"Ff,20a,sefieÄr.iioos, S.-Li{.
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rechtlichen Befund, die Rundfunkfreiheit sei, um.ihre obi*-

;i;;;;il[h. fntrkti* zu erfüIlen, ausgestaltungsbe dirftigz.4 '

ö" "U., daneben auch der Grundsaiz der Staatsferne des

nrrar"rr.s Geltung beansprucht2s, dürfen die Bedingungen

diäilr!.rt.lturig nicht-dem Gesetzgeber überlassen wer-

J.n' d., -It ,.in., ftah. zum politischen System zu anfällig

d;^ä;;;; Mr.htrntprüche tn d-it Medien ist' So wird der

;;;Jf ,;i6o[itt.tr. Bä ding,rngsrahmen f ür die Ausgestaltung

d;; R;;d?unkfrei'liei, uor,"d.i Rechtsprechung bestimmt, die

tfir.it.ür bloß scli*ach mit dem pofitischen System ge\op-

pJ, i". Die Ausnahme vom Gewaltenteilungsprinzip dient

llro in diesem rril J.*telben Zweckwie das Prinzip selbst:

der Verhinderung von Machtmissbrauch'

Massenmedien nun ausgerechnet für den Rundfunk das Be-

ä;;f;il .in., ordnongriolitischen Funktionsgewährleistung

f"b.;; ril ,i;i;i;"bii d., bereits, ansesl).roch.l.l Kardi-
;;ft;;.; Ji. d", BierfG gerade nicht im Sinne der Anhän-

ää;l äif.rlß.rri.n Faradigmas beantwortet. Es wie-

derholt seine ,oir.ff.nde Formell von der Breitenwirkung'

Aktualität und S"gg.t*ttraft des Rundfunks33t mit der auf

",.lri, ,ra.t.r 6i"??*iesen ist, als auf die starke Machtak--tiuÄutrtion 
des Hi.Jio*r, die zu einer Art Monopol-im

ü;.6o1. !.r.llr.6rftlichen' Orientierungswissens,führt' Das

irrrir,r-.ti, zur Machtausübung ist wie bei allen Massenme-

dien das Rutiorralitaiskriteriuti d.t Information34. Die Me-

äi.n .",t.heiden darüber, was sie als Orientierungswissen

,oi V.rftigung stellen und wie sie es tun' Dazu verfügen 91e
;6;, ;p.ri.ttJS.leltionskriterien, die nicht in iedem beliebi-

;;;-fi;i""f.r.grfi.r"rfr-od.[t 
gleich ausfallen. Ein de-

mokratiefunt tiori"f "urgäi.nt.t., fl.undfunk mllss als Maß-

,r^f ,.in., S.l.Lilon.n ?i. Kriterien Vielfalt, Relevanz und

Distanz erfullen, üi;ü"i; der seligierten. Gdgenstände und

M;i;;;g.", d.Äokrrtische und.gssellschaftliche Relevanz

cler Themen und Distanz zu vielfalt- und reievanzverengen-

ä.n S.t.t tionskriterien anderer gesellschaftlicher Funktions-

systeme.

Ist damit das BVerfG als rechtlich-medienpolitischer Akteur

rut*.*t.ht, wird'deutlich, weshalb sich das Gericht stets

;;3"il;;;'k;;irprlb.n -it d.- rundfunkgesetzgeberisch

i.ii.ni*r.hteten iotitir.tt.n System stellen muss. Im Gebüh-

r.,,rt,.ii hat das Gericht ein weiteres Mal standgehalten:

i{"rafr"f.freiheit diene der freien, individuelien Meinungg-

fld;üt Dazu *ti*. sichergestellt sein, dass die Vielfalt

ää, f."rr.frenden Meinungetr I- Rundfunk in möglichs.tel
gr.i" und Vollständigkeii Ausdruck findet27. Da dies bei

;-; sich selbst übeäassenen Rundfunk nach Ansicht des

C.r*frß nicht gewährleistet sei, tedürfe es einer positiven,

*,rndrechtssi.hirnden Ordnung2s' Zu dieser Gewährleis-

il;;;; ö'".at..hts aus Art' J I 2 G9 sebö1.' .die siche-

;;ö il; FunktionsiatrigL.it des öffentlich-rechtlichen Rund-

iun[, unter EinschluJs seiner bedarfsgerechten Finanzie-

rung2e.

b) Selektionskriterien des,priu,aten Rundfunksystems' Dte

[.ro"J.ifr.it d., nundfunüs liegt nun darin, dass er, sich

selbst überlassen, <lie g.r,"nrri.rr. gesellscha.ftsdienlichen

i""Lri"r.n nicht'erfü11t, ?a er strukturell nach Selektions-

kriterien handelt, die vom Rationalitätskriterium wirtschaft-

licher Effrzienz ubhängen. Rundfunk konkurriert als wirt-

r.ftäfrtgtti.ht u* fEtt.re Inhalte, sondern um Aufmerk-

,r."t.iirt. Nicht der Inhalt, sondern das Maß an.erzeugter

Aufmerksamkeit tt.n.ri Jiä Werbefinanzie-rung d:t Rund-

ilk;. l;rJrucklich betont daher das BVerfG.die vielfaltver-

ö;i. ffitl"ng dieser verfassungsrechtlich ungeeigneten

All das sei nicht mehr als ein Rückgriff auf eine seit Deka-

den bekanrr,. unJ-tiuerholte medienpolitische L3ier, tadelte

äer Spieeel in seiner Online-Ausgabä noch am Tag der Ur-

;Jr;;;kilart;" Doch sollte iith dittt Rechtsprechung

iatsachlich im Laufe der Jahre verselbstständigt,- sich zu

;;;;; S;;J.rdogrnrtik entwickelt haben,.die reif Jür einen

i;;;;ts;n*..ir.i ist? Hängt das BVefG einer Dogmatik

;;,-Ji; ri.h inr*ischen als medienpolitische Willktir er-

*Jiril Ors Geschaft der Gesetrerautlegung ist auf .Plausibi-
lität angewiesen, ,rnd to hängt die Überzeugungskraft der

;;;hr;d&;;i;.ü.; Position äes B,ver{G v9n der Richtig-

l;;ihä r.r,rrul.n rechtstatsächlichen Prämisse ab: der spe-

ziellen Funktion Jes öffentlich-rechtlichen Rundfunks in der

-od.rn.n demokratischen, funktional differenzierten Ge-

sellschaft.

1. Spezielle gesellschaftliche Funktion des öffentlich-

rechtlichen Rundfunks

Massenmedien bieten einer Gesellschaft orientierungswissen

;ü;; Jie Realität an. In der modernen, funktional. differen-

;i.;;.; Gesellschaft verfügt der Einzelne nur über einen mar-

nin"G.tr." Erlebens-, Funktions- und Beobachtungs-

;ä;;ii; *aft*"a die üassenmedien den Blick über diesen

if;;i;r Äin^u, öffnen. ,,'Was wir über unsere Gesellschafr',.ja

über die'$7elt, ir;;; wir leben, wissen, wissen wir durch die

Mrrr.n-edien", ltrr,., das ptominente Luhmann-Z\tat3z'

O;i;;i;r"ngr*irr.r, benötigt-der Einzelne für seine Persön-

lichkeitsentfaltung ebenso i"i. füt seine Integration in die

ä.rnokr"tische G"esellschaft. Der obiektivrechtliche Funk-

;t;;;G;;g a.t Medienfreiheiten zur demokratischen Mei-

"unetbild""ng, wie ihn das BVerfG in ständiger. Rechtspre-

äufi;äV?.frt*ng entnimmt, lattt sich somit kaum be-

streiten.

a) s ele kti onskrit erien d.e s,,öffentli ch -r e ch tli ch en Rundfwn.k-

;;r;;;r-.'Vf;ttirtU uU.t soll aus der dienenden Funktion der
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-
-/ Selektionskriterien: Der wirtschaftliche \Wettbewerbsdruck wicklung nicht ausgeschlossen, an deren I

-/ und das Bemühen um die Aufmerksamkeit des Zuschauers Kultur, Blogging & Co. eine verzahnte, s;

J/ führe zu der Bevorzugung des Sensationellen und zum Bemü - zung originärer Fernsehinhalte mit dara

J/ hen,^dem Berichtsgegenstand nur das Skandalöse zu entneh- Internetangeboten steht. Dann aber wäre

l/ 
menr6. Rundfunk auf diese neuen synergiewirksar

I *'-P:'g::'?jl:,':,,s::i-::* -*x,T[*::.'.'g:Till'j', ill'ffif:ffilä 'J,tufi:":".,l 'fili',xi
| 5:r:i9:i:.'-'j',t:,|::,11'::rg 9*::::r'::::sTi:*: bu;;''"":t'';fiJ;'ä',',.i,i.r bisherigen
I K,1"'T^ljifTn:':::T,:'H,.1-.:j:::1.:Ti::s;::::':T. zum Ergebnis einei Bestands- und Eitw
I l'":':^t"r1'^"^li'.:i":'i: Yi"-,TTi:l::l"s 

der rrosramm- des öffe"ntlich-rechtlichen Rundfunks, die
I tTh"lt:lt:' 

,t:ti":"t-*5t:^*: 
vrelfalwerengenden Strei- I;h"lr;-ioräur. und Genres sowie für ner

chung von lnformatronsformaten in den Programmen der i;r*.; off.nUf.iUen müssea2.
privaten Sender abzeichnet. Auch die vielfaltverengenden
Konzentrationsprozesse auf den Medienmärkten und das
Hinzutreten von Telekommunikationsunternehmen auf den 2. Funktions- und Steuerungsdefizite de:
Medienmarkt bestärken das Gericht in seiner Rechtspre- rechtlichen Rundfunks
chung37. Dies gewiss auch unter dem nachhaltigen Ein- r'7. ,
druc[ der gesch"eiterren Fusion von Axel springeric und 

'we,nn 
"?:h, alfep grundsätzlich ein verf

proSiebenSät.l Media AG. 
-r----o- 

und gesellschaftlich-medienpolitisch fundier'
einen funktionsfähigen öffentlich-rechtlichen Rundfunk be-

Vielfalt bedarf also im Rundfunk einer rechtlichen Absiche- steht, lässt sich die Position des BVerfG nur
rung. Um seine gesellschaftsdienliche Funktion zu erfüllen, logisch nachgeordneten Gesichtspunkten I
ist aber auch Unabhängigkeit des Rundfunks zrvingende Vo- einen könnte man den Rundfunkanstalten I

i raussetzung. Mit seiner starken Machtakkumulation steht er vorwerfen. Dies betrifft im Kern die Pro

I stets in der Gefahr, sich den Machtansprüchen einzelner grammqualität und der Unabhängigkeit

I Sesellschaftlicher Funktionssysteme zu beugen und sich de- gestaltung. Und zum anderen hat insbesondt

I ren Rationalitätskriterien zu eigen zu machen. Dies gilt umso Gebührenstreit die Frage nach der Steuerb
I mehr, als Rundfunk zu den wenigen Dienstleistungen zahlt, einer funktionsgerechten Begrenzung der Ak

die auf ein hohes Maß an Konsumentenvertrauen angewie- stalten aufgeworfen.
sen sind38. Denn in jeder Form von Kommunikation
schwingt der Zweifel und das Misstrauen mit, weshalb ge- a) Programmqualität wnd Unabbängigkeit
rade dies auf gerade diese Art und Weise mitgeteilt worden gestaltung. Die Programmqualität der öffenfaoe oles aul geraoe olese Art und welse mltgetellt worden 8,esLatLwng. I,,Le rrogrammqual
ist3e. So steht der Rundfunk unter dem permanenten Ver- Programme ist ein beliebtes Thema. Ständi;
dacht, sich systemfremden Rationalitätskriterien, insbeson- Anstalten zu verteidigen. Die permanente I
dere denen aus Wirtschaft und Politik, unterzuordnen. Auch sie sich befinden, folgt aus einem struktur
aus diesem Grund spricht sich das BVerfG für einen öffent- dilemma. Denn Programmqualität und Ein
lich-rechtlichen Rundfunk aus, der seinen funktionalen Bin- tet das Motto für eine optimale Funktionst
dungen gerade deshalb nachkommen kann, weil er besonde- ser Idealzustand lässt sich spätestens in Zeit
ren Anforderungen zur Sicherung seiner Unabhängigkeit un- licher Verlockungen nur noch selten erreic
terworfen istao. das Pendel mal in die eine, mal in die ander

c) Neue Kommunikationstechnotogien.und ueränderte Me- 3ffirut+:r3:fä'r':äffirY'jjh'lrT:
diennutzungsgewohnheiten. Die spezielle Funktion des öf- von Volksmusiksendungän oder zur sinker

, f:ntlich-rechtlichen .Rundfunks ist auch durch. die. neuen politische r Magazin. .htt.ren zu wollen,f t ]entllcn-recntllcnen .KunqIunKS lst aucn ourcn ole neuen politischer Magazine eintreten zu wollen
li S.ommunikationstechnologien gnd sich_ verändernde Mg konu.rg.n, dei öffentlich-rechtlichen Pr<
il qiennutzungsgewohnheiten nicht obsolet geworden. Ob den Angeboten der privatsender nicht (
ll Rundfunk über den Weg des traditionellen Fernsehens oder Hand wäisenaa. Und doch bedarf es keiner
ll Uber neue Übertragungsweg.e stattfindet, ändert zunächst sungsrechtlich unzulässigen exrernen prog

ll lichts an serner massenmedienspezifischen. Orientierungs- troll. der Anstalten, sinä schließlich mit i
ll funktion. Auch sind Aktualität und. Suggestivkraft audiovi- dern Referenzangeb'ote,arrf dem Markt, vc
I sueller Inhalte gleich welchen Verbreitungswegs nicht zu öffentlich-recht[öhen schon allein ,,ri C
I qesffeiten. Schwerer wiegen {ürfte. jedoch der Einwand sich standserhaltung bislang im profil noch erl
I diversifizierender Angebote bei gleichzeitig individualisier- zen konnren.
I ten Nutzungsgewohnheitenal. Sollte das traditionelle Rund-
I funkprogramm in seiner Zuschauerakzeptanz zu Gunsten
I einei pärtikularisierten Mediennut:,;r)ng ail Nebensache 36 

RYg/9;.Lou,:222007,1287 
Rdnr''117;vgl'BVet

*erd.n', wäre es um die sr.itrn;;;.'i.;?s"&'i';.ffiqil 37 |'l}äK"i^9i';oor,1287Rdnrn. 118r.
und seiner daraus resultierenden großen Machtakkumula- 38 vgl. äieTheorie eines Verrrauens in Medien bei Kohring,Vertr:
tion geschehen. Derartige Entwicklungen lassen sich derzeit ,n Medien-Vertrauen inTechnologie,200.1, S. 50ff.
jedoÄ nicht ausmacheä, auch wenn 

--"n 
die sich ä;d;- 

39 
Y.%l:'*'nn' 

soziale svsteme' Grundriss einer allg' Theorie'

den Mediennutzungsgewohnheiten in Rechnung stellt. 40 tii"4c,NVwZ 2007,rzl7 Rdnrn. 121f.
Nach wie vor können sich Programminhalte, wie sie sich 4.! Ygl.."ryf ry4lt'ysl!,4uM20!)7.,337 (342f.).
im traditionellen Fernsehen .äbli.rt haben, behaupten . 11 P,Yf'{9:)fY'^1?Y:^!!,1-l*' }:1:-,..^ ,,,- ̂ ,r , ,
Y 7  |  iund nach wie vor ist trotz der digitalisierten üb*t*güngr- 

.,r j.?u',ü"ä,'iä;lJ?dlillää{t.il:llil11ärä,.,ffi:i:oKono
wege nicht zu erkennen, dass sich eine vielfältige Land- 44 Eine Trivialisierung dej Program-i der öffentliöh-rechtlichen t
schaft von Anbietern solcher Inhalte entwickelt, die um Jes-se in seinem Leitartikel ,,Die Quoten-I{i91en. Wie ARD unr

einen Markt von Inhaten an stelle eines Markts v"'-4"?: ffi,1mkääJ:'lJ:l;il;?ä 1lfiu,tff"!ol,t'ri;,i;fti;:.5
merksamkeiten konkurrieren. Jedenfalls erscheint eine Ent- 3.rusff.
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Defizire in der Unabhängigkeit des Programmangebots

haben sich in den jungsien Schleichwerbungsskandalen

der Anstaltenas offenbart. Unter ihnen litt das Zuschauerver-

rrauen und damit eine der legitimierenden Säulen der Anstal-

ten. Gleiches gilt für die dürchaus erkennbare. parteipoliti-

sche Prägung ä.r Anstaiten. Eine nach parteipolitischen Ori-

entierun[en"erfolgende Persona.lpolitik schwächt die Anstal-

ten, selb-st wenn sie paritätisch nach den gängigen Unter-

scheidungen von linlier und rechter politischer _Gesinnung
erfolgt. Doch kann, was die Unabhängigkeit der Programm-

g.rtrit,rng anbelangt, insgesamt wohl weder von einem wirt-

ichaftlich"-journalisiischen noch von einem politisch-journa-

listischen Komplex die Rede sein.

b) Strukturelle Steuerungsdefizite des öffentlich-rechtlichen

Rundfwnks. Bleibt noch äi. Ft"g. nach der steuerbarkeit des

off.niti.h-rechtlichen Rundfunksytt.*t. Hier hatten sich die

rri,it.r des öffentlich-rechtlichen Rundfunks vom BVerfG

mehr erwartet. Vorschläge nämlich, wie der Gesetzgeber den

Fo"trlonr auftragder Anitalten so begrenzen kann' dass sich

ausufernde Geblihrenforderungen der Anstalten vermeiden

lassen. Den Kritikern geht es dabei, wie sich schon im ver-

lauf des politischen Gäbtihrenstreits gezeigt hat, um die Ba-

lance zwischen öffentlich-rechtlichen und privaten Medien.

Balance freilich nicht innerhalb eines publizistischen, son-

dern eines wirtschaftlichen Wettbewerbs. Die Wirtschafts-

werbung verlagert sich in Richtung des Internet, der private

Rundfuäk veräeichnet sinkende 
'srerbeeinnahmen 

und die

Presse fürchtet die Online-Aktivitäten der Anstalten. 
-Wenn

das B VerfG also schon der Intervention der Länder im Ge-

bührenstreit eine Absage erteilt, dann solle es doch wenigs

tens Leitlinien ftir einä konkretere und damit kontrollier-

barere Aufgabendefinition des öffentlich-rechtlichen Rund-

funks präse-ntieren' so der Tenor der Kritika6'

\7ie selbstverständlich wird davon ausgegangen, der öffent-

lich-rechtliche Rundfunk müsse sich aus Gründen der Funk-

tionsfähigkeit des Rundfunkmarkts Einschränkungen .gef-a.l-
len lassenL Dass sich nun in Zukunft die Höhe der Rundfunk-

gebühren nicht mehr nur an den Kriterien der Funktionserfül-

iung und Sozialverträglichkeit,. sondern auch noch am Krite-

riuä der Wirtschaftsverträglichkeit messen lassen soll, muss

dem BVerfG wie eine verkehrte welt vorkommen. Das Ge-

richt rücki die Verhältnisse wieder zurecht und stellt klar, wer

sich eigentlich wem verdankt: Nur wenn der öffentlich-recht-

liche fundfunk im publizistischen \Tettbewerb mit den pri-

vaten Veranstalterrr bestehen kann, lässt sich ein privater

Rundfunk in seiner jetzigen Form hinnehmenaT. In seiner
jetzigen Form indes ist eiaußerst geringen Vielfaltsanforde-

rungen unterworfen. Eine Vielfaltskontrolle durch die Lan-

desäedienanstalten findet faktisch nicht statt. So scheinen die

privaten Veranstalter vergessen_zu haben, dass sich die objek-

iivrechtliche Funktion dei Rundfunkfreiheit auch an sie adres-

siert. Das Zugeständnis eines weniger vielfaltorientierten und

mehr marktolientierten privaten Rundfunks setzt also gerade

einen starken öffentlich-iechtlichen Rundfunk voraus. Der im

Streit mit der Europäischen Kommission gefundene Kompro-

miss der Einführung eines $Tirtschaftlichkeitskriteriums kann

daher vor der Verfassung keinen Bestand haben.

Allerdings bleibt auch ohne die Relevanz der Wirtschaftsver-

träglich[eit das Problem, welche- Programminhalte vom

Fuäktionsauftrag der Anstalten umfasst sind. Dreh- ur-rd An-

gelpunkt der dägmatischen Konzeption -des BVerfG .zur
F.unafunt freiheitlst die spezielle Verknüpfung von Bindung

und Freiheit. Danach läsJt sich die Bindung des Rundfunks

an seinen Funktionsauftrag mit den Zielwerten Vielfalt und

unabhängigkeit nur durcli die gleichzeitige Gewährleistung

von Freiheit erreichen. Diese Rundfunkfreiheit steht den An-

stalten als Programmautonomie zu. Daher sind und bleiben

es die Anstalteä, die die Entscheidung über die zur Erfüllung

des Funktionsauftrags als nötig erachteten Inhalte und For-

men des Programms treffenas.

Der Gesetzgeber darf, so das BverfG, die Funktion des

öffentlich-rähtfi.hen ilundfunks folglich nur in abstrakter
'Weise 

festlegenae. lede exakte Programmdefinition lprengte
denn au.h äen Sinn und Zweck des öffentlich-rechtlichen

Rundfunks insgesamt: Gäbe der Gesetzgebereinen bestimm-

ten Katalog funktionsgerechter Progrlmminhalte,vor, wär9

., duhir, ,o'it d.- Ziäwert der Unäbhängigkeit des Rund-

funksso. Dies führte nicht nur zur Konsequenz einer inhalt-

lichen Einflussnahme des politischen Systems. Auch das

BVerfG sähe sich in einer neuett, medienpolitisch wie me-

clienlechtlich befremdlichen Rolle: Es müsste in einem mög-

lichen Streitfall entscheiden, ob ein bestimmtes PrograTry-

rnj.bot noch unter die gesetzliche Autgabendefinition fällt

odär nicht. In der Funkiion eines höchstrichterlichen Pro-

grammclirektors will sich das B verfp angesichts seiner ohne-

fiin r.hon starken rundfunkpolitischen Machtkonzentration

wohl niemand ernsthaft vorstellen.

lV. Ergebnis

Das Ergebnis ist so einleuchtend wie bekannt: Ein den Zielen

der Veifassung und den Bedürfnissen der demokratischen

ö.r.llsch"ft .ö.prechendes öffentlich-rechtliches Rundfunk-

rl"i.- iasiri.tr in seine, Programmgestaltung rechtlich nicht

.*t.rn steuern. Da dies auch äine nur begrenzte Steuerbarkeit

der Finanzierung der Anstalten bedeutet, lässt -sich plastisch

ior-,rli.r.n, dais öffentlich-rechtlicher Rundfunk schlicht-

weg seinen irreis hat. Den Preis unvermeidbarer struktureller

Ineifizienten der Anstalten ebenso wie den Preis von lü(ett-

bewerbsverzerrungen auf dem Markt für Rundfunkdienstleis-

iung.n. Mit seineä Gebührenurteil hat das Bverfc^die Stel-

lu"ä des öffentlich-rechtlichen Rundfunks zweifellos ge-

stärit. Doch trotz der verfassungsrechtlich bedingten Steue-

,*grj.firite stehen die Zeichen tricht auf zügellosen Gebüh-

..ni.rbr.uch im öffentlich-rechtlichen Rundfunk. Denn- der

p"ii,ir.fr. C.btht..tstreit hat gezeigt, dl.r.t die Ausschöpfung

äe r Irrita tionspote n ziale der gese llschaftlichen F unktionssys--

reme sehr *oül zu evolutiu.i Anptssungsreaktionen des öf-

fentlich-rechtlichen Rundfunktyti.-t ftihrt. Es sind Gründe

der Selbsterhaltung, welche die Anstalten zur Mäßigung ihres

Cebührenu.rbr"rrähs treiben. Hier die Angewiesenheit auf

di;-Äi.r.ptanz des Zuschauers, dort_die politilche Drohku-

lisse der Öch[eßung einer Anstalt und dort die Re_gulierungs-

ansprüche der EG.lJl das, lugarymen mit der nicht zu unter-

schätzenden Kontrolte duich die KEF51, bewegt die Anstalten

zum Einlenken. Neuerdings sogar zu vorauseilendem Gehor-

r.-' O.t verfassungsrechtlich iweifelhafte Public-value-Test

wird in den Anstallen bereits vor Anderung des Rundfunk-

sraarsverrrags erprobts2. Bei Ausschöpfung sämtlicher Irrita-

;i;;;p";;"riate iollte öffentlich-rechilicher Rundfunk dann

schliäßlich einen Preis haben, der sich auch ohne rechtliche

Intervention in Grenzen halten lässt. I
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